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Zurück zu den zentralen Prinzipien der Rechnungslegung
Ein Verzicht auf immer detailliertere Regelungen tut not. Von Conrad Meyer

Die Finanzkrise hat auch die
Welt der Rechnungslegung
erschüttert. Grundlegende
Prinzipien sollen anstelle zu
vieler detaillierter Einzelregeln
in den Vordergrund treten.

Am 25. und 26. Oktober findet das jähr-
liche Treffen der weltweiten Standard-
setzer statt. Zwei Tage lang wird in
London über aktuelle Probleme und
Herausforderungen der Rechnungsle-
gung diskutiert. Wenn die Accounting-
Welt auch nicht vor einem Trümmer-
haufen steht, so steht sie nach den Pro-
blemen mit dem Fair-Value-Accounting
doch vor einem erneuten Paradigmen-
wechsel. Verlässlichkeit der Bewertung
und Komplexitätsreduktion der Nor-
men sind die neuen Credos, an denen
sich die Rechnungslegung in Zukunft
orientieren soll.

Luftdruck-Messung einfacher
Die Aufgabe der Standardsetzer ist
nicht einfach, denn die offenzulegende
wirtschaftliche Lage eines Unterneh-
mens lässt sich nicht so einfach ablesen
wie der Luftdruck an einem Barometer.
Das hat verschiedene Gründe. Es ist
schwierig, die Komplexität der geschäft-
lichen Aktivitäten vollständig zu erfas-
sen. Aber auch wenn dies gelingt, bleibt
die Ermittlung ihres Einflusses auf die
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
des Unternehmens anspruchsvoll.

Als im Zuge der Finanzkrise im Jahr
2007 Banken aufgrund fallender Wert-
papierkurse hohe Verluste ausweisen
mussten, entbrannte eine Debatte um
die erfolgswirksame Bewertung der Fi-
nanzinstrumente zum Fair Value. Fair
Values führten zu grossen auszuweisen-
den Verlusten und würden die Krise
verschärfen, so der Vorwurf. Auf gros-
sen Druck der internationalen Staaten-
gemeinschaft verabschiedete der inter-
nationale Standardsetzer eine Anpas-
sung der Bewertungsrichtlinien. Finanz-

instrumente, die zum Fair Value bewer-
tet wurden, durften nun zu fortge-
führten Anschaffungskosten ausgewie-
sen werden, falls keine Handelsabsicht
mehr bestanden hatte – ein Schritt weg
vom Fair-Value-Accounting zurück zum
Modell der historischen Kosten.

Interessanterweise war es dieses Mo-
dell der historischen Kosten, das Ende
der achtziger Jahre in der Bankenkrise
als verschärfender Faktor identifiziert
wurde und zu einer Reform der Rech-
nungslegungsvorschriften in den USA
führte. Die Bewertung zu historischen
Kosten wurde damals dafür verantwort-
lich gemacht, dass der wirtschaftliche
Zustand der Kreditinstitute zu spät er-
kannt wurde. Schwachpunkt des Mo-
dells waren die Vorschriften zur Wert-
berichtigung von Finanzinstrumenten
bei Banken und Versicherungen. Diese
Instrumente waren nur dann auf den
Marktwert abzuschreiben, wenn dem
Institut entweder die Fähigkeit oder die
Absicht fehlte, diese langfristig zu hal-
ten. Die Regelung führte dazu, dass
durch den Verkauf gut abschneidender
und das Halten schlecht abschneiden-
der Positionen die Bilanz ein zu vorteil-
haftes Bild der Vermögenslage wieder-
gab und die Erfolgsrechnung einen Ge-
winn auswies, der dem wirtschaftlichen
Erfolg geradezu widersprach.

Die Entwicklung der letzten Jahre
zeigt, dass ein «richtiges» Wert-Konzept
in der Rechnungslegung schlicht nicht
existiert. Vielmehr haben die Standard-
setzer den jeweiligen Marktumständen
und den vielfältigen Informationsbe-
dürfnissen der Abschluss-Adressaten
Rechnung zu tragen. Jüngstes Beispiel
dafür sind die Anpassungen der Rege-
lungen zum eigenen Kreditrisiko. Als
die Grossbanken im Jahr 2008 Ge-
winne buchten, die darauf zurückzu-
führen waren, dass ihre eigene Bonität
in der Finanzkrise gelitten hatte, sorgte
das insbesondere in den Medien für
Verwunderung. Weshalb ein Unterneh-
men Gewinne schreibt, wenn es ihm
schlechtgeht, wollte vielen nicht ein-
leuchten. Dass es sich dabei um eine

unmittelbare Folge der Bewertung von
Schulden zum Fair Value handelte, ver-
mochte nicht zu überzeugen. Die kri-
tisierte Regelung wurde deshalb ange-
passt. Ab 2013 dürfen Verbindlichkei-
ten weiterhin zum Fair Value angesetzt
werden. Gewinne und Verluste aus
eigenem Kreditrisiko müssen aber dann
ab 2015 erfolgsneutral über das Ei-
genkapital («other comprehensive in-
come») erfasst werden.

Prinzipien beachten
Die Anzahl Änderungen in den Rech-
nungslegungsstandards hat sich in den
letzten Jahren deutlich erhöht. Neben
den kürzlich erlassenen Vorschriften zur
Konzernrechnungslegung, zu Joint Ven-
tures und zur Bemessung des Fair Value
wurden zahlreiche Projekte zur Über-
arbeitung wichtiger Schlüsselbereiche
gestartet. Unter anderem sollen die Er-
fassung der Umsätze, das Leasing und
die Rückstellungen in nächster Zeit
grundlegend geändert werden.

Damit wird klar: Die moderne Rech-
nungslegung ist ein spannendes Feld,
das sich laufend verändert. Mehr denn
je ist es für Abschluss-Ersteller und
-Adressaten zentral, ein vertieftes Ver-
ständnis der Bilanzierungskonzepte,
-methoden und -wahlrechte zu erhalten,
das über ein Detailwissen der unzähli-
gen Einzelnormen hinausgeht. Gefähr-
lich ist, wenn vor lauter Bäumen der
Wald nicht mehr gesehen wird. Dies zei-
gen vergangene Bilanzskandale. Die
hinter komplexen Regelungen versteck-
ten, zweifelhaften Ausweis-Praktiken
hätten häufig durch einen Blick auf die
grundlegenden Bilanzierungsprinzipien
aufgedeckt werden können.

So hat Xerox noch nicht erbrachte
Leistungen als Umsatz ausgewiesen,
Worldcom operative Aufwendungen
kurzerhand aktiviert und Enron An-
lagen zu unrealistischen, selbst ge-
schätzten Fair Values ausgewiesen. Für
die Nutzung und kritische Beurteilung
finanzieller Berichte ist deshalb eine
solide Basis mit einem ganzheitlichen

Ansatz und einem Fokus auf die we-
sentlichen Fragen der Rechnungslegung
zu schaffen. Die Kenntnis des institutio-
nellen Rahmens stellt dabei den Aus-
gangspunkt dar. Dieser besteht aus den
anerkannten Wertansätzen und -prinzi-
pien, den Grundsätzen ordnungsmässi-
ger Rechnungslegung sowie den inter-
national und in der Schweiz relevanten
Rechnungslegungsstandards.

Wertansätze wie Kaufpreis, Herstel-
lungskosten, Marktwert und Fair Value
haben einen wesentlichen Einfluss auf
das Bild der wirtschaftlichen Lage der
Unternehmen. Dies ist nicht zuletzt
auch vor dem Hintergrund des Risikos
einer aktiven Bilanzgestaltung, des so-
genannten Earnings-Managements, bis
hin zur Bilanzmanipulation zu berück-
sichtigen. Der Anreiz, den Jahresab-
schluss durch willkürliche Accounting-
Entscheidungen besser zu präsentieren,
besteht bei vielen Unternehmen und
verlangt von Abschlussprüfern und
-adressaten eine hohe Aufmerksamkeit.

Eine direkte Überprüfung der Rich-
tigkeit des Abschlusses ist für den
Adressaten allerdings praktisch un-
möglich. Aus diesem Grund wird von
den anerkannten Rechnungslegungs-
standards eine hohe Transparenz mittels
umfangreicher Angaben im Anhang an-
gestrebt. Damit soll dem Adressaten
eine indirekte Prüfung der Informatio-
nen hinsichtlich ihrer Konsistenz und
Plausibilität ermöglicht werden.

Bei grossen Unternehmen haben
sich in den letzten Jahren die Inter-
national Financial Reporting Standards
(IFRS) durchgesetzt. Mittelgrosse Un-
ternehmen mit nationaler Geschäfts-
tätigkeit wenden in der Schweiz oft die
Fachempfehlungen zur Rechnungsle-
gung (Swiss GAAP FER) an, wenn sie
nicht ausschliesslich nach Obligationen-
recht bilanzieren. Unterschiede beste-
hen bezüglich Umfang, Detaillierungs-
grad und Komplexität der anzuwenden-
den Regeln. In jüngster Zeit ist eine
Tendenz weg von den IFRS zu beobach-
ten. Über 20 kotierte Unternehmen
wechselten das Handelssegment, um

den Jahresabschluss nicht mehr nach
den umfangreichen IFRS erstellen zu
müssen, sondern nach den Swiss GAAP
FER. Als Motiv werden vor allem die
mit einem IFRS-Abschluss verbunde-
nen hohen Kosten und die Unsicherheit
aufgrund der häufigen Überarbeitung
des Regelwerks genannt.

Neben den Rahmenbedingungen
sind die einzelnen Teile des Finanz-
berichts zentral. Er besteht gemäss
international und national anerkannten
Rechnungslegungsstandards aus einer
Erfolgsrechnung, einer Bilanz, einem
Eigenkapitalnachweis, einer Geldfluss-
rechnung und einem Anhang. Unter-
suchungen zum Earnings-Management
zeigen, dass vor allem in den Bereichen
Umsatzerfassung, Finanzinstrumente,
Leasinggeschäfte, Goodwill, Rückstel-
lungen, Vorsorgeverpflichtungen und
Geldflussrechnung Risiken für kreative
Lösungen bestehen. Bei Konzernstruk-
turen ist zusätzlich eine konsistente Er-
fassung der Tochterunternehmen, Joint
Ventures und assoziierter Unterneh-
men von hoher Bedeutung. Besonders
anspruchsvoll ist die Beurteilung der
Frage, welche Unternehmen zum Kon-
solidierungskreis gehören.

Die Ansprüche an die Qualität von
Jahresabschlüssen sind hoch, die Skep-
sis gegenüber diesen ebenfalls. Für die
Standardsetzer ist es eine Herausforde-
rung, sich in Zukunft wieder vermehrt
zurück auf die zentralen Prinzipien der
Rechnungslegung zu besinnen und auf
immer detailliertere Regelungen von
Einzelfragen zu verzichten. Nur auf
diese Weise wird der Finanzbericht
einen fairen Einblick in die wirtschaft-
liche Lage gewähren. Stehenbleiben ist
keine Alternative, denn im sich ändern-
den Umfeld ist eines sicher: Der Jahres-
abschluss wird auch in Zukunft eines
der wichtigsten Kommunikationsinstru-
mente des Unternehmens bleiben.
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Verpasste Chancen und unabsehbare Folgen für Genossenschaften
Ein fragwürdiges Urteil des Bundesgerichtes zur Mindestanzahl der Mitglieder. Von Peter Forstmoser, Franco Taisch und Tizian Troxler

Sinkt die Mitgliederzahl einer
Genossenschaft unter sieben, hat
diese nach Ansicht des Bundes-
gerichts ihre materielle Existenz
verloren und ist aufzulösen. Im
folgenden Text wird dieser Ent-
scheid, der auch Grossverteiler
treffen könnte, kritisch erörtert.

Nach Art. 831 OR müssen bei der
Gründung einer Genossenschaft «min-
destens sieben Mitglieder beteiligt
sein». Dazu hält das Bundesgericht in
einem Entscheid vom 25. Mai 2012
(BGE 138 III 407 ff.) fest, «dass es sich
bei der Mindestzahl von sieben Genos-
senschaftern nach der gegenwärtigen
Gesetzeslage um ein begriffsbestim-
mendes Element der Genossenschaft
handelt. Sinkt die Mitgliederzahl auf
unter sieben, liegt damit nicht lediglich
eine mangelhafte Organisation der Kör-
perschaft vor, sondern ist der Tat-
bestand der Genossenschaft als solcher
nicht mehr gegeben. Die Körperschaft
existiert nur noch formal im Handels-
register, hat aber materiell ihre Existenz
verloren und kann auch durch eine rich-
terliche Massnahme nicht wieder her-
gestellt werden.» Gestützt auf diese Er-
wägung bestätigte das Bundesgericht
die Auflösung einer Genossenschaft,
die nur noch vier Mitglieder zählte.

Anekdotische Grundlage
Im Ergebnis war die Auflösung gerecht-
fertigt: Es standen sich seit langem zwei
verfeindete Lager von je zwei Genos-
senschaftern gegenüber, was zu einer
andauernden Pattsituation und zur
Handlungsunfähigkeit der Genossen-

schaft geführt hatte. Das war der Aus-
löser der Auflösungsklage. Das Bundes-
gericht begründet seinen Entscheid
aber nicht mit dieser Pattsituation, son-
dern mit dem Fehlen der Mindestzahl
von sieben Mitgliedern.

Diese «magische» Zahl ist, so scheint
es, seinerzeit in Erinnerung an die sie-
ben genossenschaftlichen Kernsätze der
«Redlichen Pioniere von Rochdale» ge-
setzlich festgeschrieben worden, orien-
tierte sich der Gesetzgeber von 1881
doch stark an England. Sie ist aber
beliebig und anekdotisch und stellt
keine sachliche Notwendigkeit dar. In
der älteren Literatur wird denn auch
das Erfordernis von sieben Mitglie-
dern durchwegs als reine Ordnungsvor-
schrift qualifiziert.

Kein Organisationsmangel
Wie das Bundesgericht zu Recht aus-
führt, stellt das Unterschreiten der
Mindestmitgliederzahl keinen Organi-
sationsmangel dar. Dies ergibt sich
schon daraus, dass die «Mitglieder» kein
Organ der Genossenschaft sind und
dass für die ordnungsgemässe Zusam-
mensetzung der gesetzlich zwingend
vorgeschriebenen Organe zwei Genos-
senschafter ausreichen. Dennoch sollen
nach einer anlässlich der GmbH-Re-
vision von 2005 eingeführten Gesetzes-
bestimmung bei einem Unterschreiten
der Mindestmitgliederzahl bei Genos-
senschaften die Vorschriften des Ak-
tienrechts über die Mängel in der
Organisation der Gesellschaft «entspre-
chend» anwendbar sein.

Nach der Auffassung des Bundes-
gerichtes stehen dann faktisch nur das
Ansetzen einer Nachfrist zur Wieder-
herstellung des rechtmässigen Zustands

oder aber die Auflösung und Liquida-
tion der Gesellschaft als Massnahmen
zur Disposition. Und da die Fristanset-
zung von vornherein aussichtslos er-
schien, war die Gesellschaft aufzulösen.

Diese unnötig restriktive Auffassung
– das Gesetz spricht davon, dass das Ge-
richt diese Massnahmen treffen «kann»,
und zwar «insbesondere», also nicht
exklusiv – wird damit begründet, dass
die erforderlichen, aber fehlenden Ge-
nossenschafter nicht vom Richter be-
stellt werden könnten und dass es der
Gesetzgeber im Unterschied zur Ak-
tiengesellschaft und zur GmbH aus-
drücklich abgelehnt habe, die Genos-
senschaft als Einpersonenkörperschaft
zuzulassen, «da der Zweck der ge-
meinsamen Selbsthilfe wesensnotwen-
digerweise eine Mehrzahl von Perso-
nen voraussetze». Diese Schlussfolge-
rung ist gleichermassen überraschend
wie verfehlt.

Fehlinterpretierte Botschaft
Zunächst erscheint es zweifelhaft, dass
der Gesetzgeber mit der Revision des
GmbH-Rechts – quasi als unwiderleg-
bare gesetzliche Vermutung – festlegen
wollte, dass eine Genossenschaft mit
weniger als sieben Mitgliedern ihre
materielle Existenz verliert. Richtig ist
zwar, dass mit der Revision des GmbH-
Rechtes eine gesetzliche Grundlage
für Einpersonenunternehmen in der
Rechtsform der GmbH und der AG ge-
schaffen wurde und die Genossenschaft
für Einpersonenunternehmen explizit
ausgeschlossen wurde, weil der genos-
senschaftliche Zweck der gemeinsa-
men Selbsthilfe eben wesensnotwendig
eine Mehrzahl von Personen voraus-
setzt. In der bundesrätlichen Botschaft

wird aber in keiner Weise zum Aus-
druck gebracht, dass der Zweck der ge-
meinsamen Selbsthilfe nur mit mindes-
tens sieben Genossenschaftern erreicht
werden kann. Was das Unterschreiten
der Mindestmitgliederzahl betrifft, hat
die GmbH-Revision somit keine mate-
riellrechtlichen Neuerungen gebracht.

Lediglich das Verfahren, das bei
einem Unterschreiten ergriffen werden
kann, wurde mittels Verweisung auf das
aktienrechtliche Organisationsmängel-
verfahren neu geregelt. Für die Genos-
senschaft muss daher weiterhin die alte
und der wohl noch immer herrschen-
den Lehre entsprechende Regelung
gelten, dass zwar bei der Gründung
eine bestimmte Mindestzahl von Ge-
sellschaftern zwingend vorhanden sein
muss, diese dann aber in der Folge ab-
sinken darf. Eine Auflösung ist somit
nicht zwingend und dann, wenn die
Genossenschaft trotz geringer Mitglie-
derzahl funktionsfähig bleibt, sachlich
nicht geboten und jedenfalls unver-
hältnismässig.

Der Entscheid ist in seinen Konse-
quenzen fragwürdig, weil er gerade typi-
sche Genossenschaften zur Auflösung
zwingen könnte: Bei landwirtschaftli-
chen Genossenschaften kommt es nicht
selten vor, dass wegen der Aufgabe oder
Zusammenlegung von bäuerlichen Be-
trieben die Zahl der Mitglieder unter
sieben sinkt. Diese echten Selbsthilfege-
meinschaften wären nach dem Ent-
scheid des Bundesgerichts aufzulösen,
mit der unerwünschten Folge, dass sie
zu einfachen Gesellschaften oder Kol-
lektivgesellschaften würden, bei denen
alle Beteiligten für sämtliche Verpflich-
tungen der Gesellschaft persönlich un-
beschränkt und solidarisch haften. Das
will wohl niemand.

Über die fragwürdige Begründung
und Schlussfolgerung hinaus enthält das
Urteil ein sogenanntes obiter dictum,
also eine nicht zur Urteilsbegründung
gehörende Rechtsansicht, deren Folgen
schwer absehbar sind. Das Bundes-
gericht führt nämlich en passant aus,
dass der Genossenschaftszweck unter
persönlicher Mitwirkung der Genossen-
schafter anzustreben sei. Das steht im
Widerspruch zur seit Jahrzehnten tole-
rierten und vom Bundesgericht im Ent-
scheid 93 II 30 explizit geschützten Pra-
xis der völlig beitragslosen Mitglied-
schaft bei Genossenschaften.

Brisantes für Grossverteiler
Wollte das Bundesgericht damit eine
Praxisänderung einläuten, hätte dies
drastische Konsequenzen insbesondere
für die grossen Konsumgenossenschaf-
ten. Denn die Mitgliedschaft bei diesen
Grossverteilern ist mit keinerlei Bei-
tragspflichten verbunden. Die rechtli-
che Basis dieser volkswirtschaftlich be-
deutenden Unternehmen wäre daher
infrage gestellt – und dies, ohne dass
ihnen das schweizerische Recht eine
andere passende Rechtsform zur Ver-
fügung halten würde. Auch das will
wohl niemand.

Es ist zu hoffen, dass das Bundes-
gericht Gelegenheit erhält, in abseh-
barer Zeit seine verfehlten Erwägun-
gen zu korrigieren.
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